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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der am 24. November veröffentlichte Bericht der parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) konnte keine grundsätzlich neuen Erkenntnisse im
Zusammenhang mit dem Rücktritt von Elisabeth Kopp bringen. Politisch brisanter
waren seine Enthüllungen über die Aktivitäten der Bundesanwaltschaft und dabei
insbesondere der politischen Polizei. 1

BERICHT
DATUM: 24.11.1989
HANS HIRTER

Der Bericht enthält aber auch eine detaillierte Chronik der Ereignisse vor dem
Eingeständnis des Telefongesprächs von alt-Bundesrätin Kopp mit ihrem Mann. Kein
gutes Licht auf die Alt-Bundesrätin warfen die im PUK-Bericht gemachten
Feststellungen über ihr Verhalten. So sei sie auf den Rat ihrer eingeweihten
Chefbeamten, das ominöse Telefongespräch bekanntzugeben, bevor es von den Medien
aufgedeckt werde, nicht eingetreten. Kurz bevor sie durch die Berichte in der Presse
dann doch zu einem Geständnis gezwungen worden sei, habe sie versucht, die Schuld
auf ihre persönliche Mitarbeiterin abzuwälzen. Für die in einigen Medien geäusserten
schwerwiegenderen Verdächtigungen gegen Elisabeth Kopp im Zusammenhang mit
ihrer Amtsführung als Justizministerin fand allerdings auch die PUK keine
Anhaltspunkte. Alt-Bundesrätin Kopp war freilich mit der Darstellung nicht
einverstanden. Über ihren Anwalt verlangte sie erfolglos, dass der PUK-Bericht
zurückzuziehen und das Kapitel über die Umstände ihres Rücktritts zu streichen seien.
Kurz darauf wandte sie sich dann allerdings in einem Schreiben an die eidgenössischen
Räte. Darin gestand sie erstmals eigene Fehler zu und entschuldigte sich für ihr
Verhalten zwischen dem Telefonanruf an ihren Mann und ihrem Rücktritt. 2

BERICHT
DATUM: 19.12.1989
HANS HIRTER

Regierungspolitik

Mit der Schaffung einer parlamentarischen Delegation wollte Leo Müller (cvp, LU) der
aus seiner Sicht zunehmenden Regulierung Herr werden. Ein Dorn im Auge sind dem
CVP-Politiker die Verordnungen und Weisungen, die aufgrund von Gesetzen erlassen
werden und den Spielraum unnötig einengen. Das Ziel von Regulierungsbremse und
Bürokratieabbau könnte erreicht werden, wenn das analog zur Finanzdelegation zu
schaffende neue Gremium Beschwerden entgegennehmen und nachprüfen könnte, ob
die Verordnungen der ursprünglichen Idee des Gesetzgebers widersprechen, oder ob
„überdimensionierte Administrativlasten“ geschaffen worden seien. Das ständige
Monitoring könne zu einer Verbesserung oder gar zu einer Beseitigung unnützer
Gesetze führen – so die Idee der parlamentarischen Initiative. 
Weder die SPK-NR noch der Rat selber wollten dieser Idee allerdings zum Durchbruch
verhelfen. Statt eines Abbaus von Bürokratie würde die Schaffung einer neuen
Delegation im Gegenteil noch mehr administrativen Aufwand bescheren – so das
Hauptargument der Kommission, die den Vorstoss mit 19 zu 4 Stimmen zur Ablehnung
empfahl. Die grosse Kammer kam dieser Empfehlung diskussionslos mit 158 zu 28
Stimmen bei 6 Enthaltungen nach. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Bundesverwaltung - Organisation

Martina Munz (sp, SH) stiess sich am Begriff Expertenkommission und forderte mit einer
Motion geschlechtergerechte Namen für Fachkommissionen. In der Tat könnten – so
der Bundesrat in seiner Antwort – «zusammengesetzte Wörter [...], deren erstes Glied
eine Personenbezeichnung ist, manchmal als nicht geschlechtergerecht empfunden [...]
werden». Es entspreche dem Sprachgesetz und den Empfehlungen des Bundes, dass
dies vermieden werden soll. Auch wenn es momentan lediglich vier
ausserparlamentarische Kommissionen gebe, die den Titel «Expertenkommission»
trügen, empfehle der Bundesrat die Motion zur Annahme und werde die vier erwähnten
Gremien anregen, bei nächster Gelegenheit den Namen zu ändern, etwa in den von der
Motionärin vorgeschlagenen Begriff «Fachkommission». Die zweite Forderung, nämlich
für eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter innerhalb dieser Kommissionen zu
sorgen, erachtete die Regierung als bereits erfüllt, da entsprechende Massnahmen
schon seit einiger Zeit ergriffen worden seien und auch Früchte trugen. 
Normalerweise wird eine vom Bundesrat zur Annahme beantragte Motion
stillschweigend angenommen. Dies war allerdings hier nicht der Fall, weil der Vorstoss
von Natalie Rickli (svp, ZH) bekämpft wurde. Eine Diskussion über das Anliegen muss
nun also noch stattfinden. 4

MOTION
DATUM: 15.06.2018
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Die Bestimmung der Kommissionszusammensetzung nach eidgenössischen Wahlen ist
ein für die Politikgestaltung in der Legislatur ziemlich entscheidendes, aber in den
Medien selten ausführlich beleuchtetes Ereignis. Die je elf Kommissionen in beiden
Kammern werden mit je 13 (Ständerat) bzw. je 25 (Nationalrat) Parlamentarierinnen und
Parlamentariern besetzt. Wie viele Sitze die Parteien in diesen Kommissionen erhalten,
ist erstens abhängig von den Mandaten. Bei der Verteilung der total 143 Mandate im
Ständerat und der 275 Mandate im Nationalrat kommt es zweitens allerdings zu
Restmandaten, die vom Büro-NR bzw. dem Büro-SR verteilt werden. Wie diese
Verteilung aussieht, kann für die Politik der Kommissionen entscheidend sein. Dies war
für die 50. Legislaturperiode insbesondere auch deshalb der Fall, weil die SVP und die
FDP aufgrund ihrer Wahlgewinne in mehreren Kommissionen zusammen die Mehrheit
haben werden. Ein provisorischer Verteilschlüssel wurde Mitte November vorgelegt.
Welche Parlamentarierinnen und Parlamentarier Einsitz in welchen Kommissionen
nehmen, bestimmen dann die Fraktionen selber. Die Kommissionspräsidien werden alle
zwei Jahre neu besetzt. Die Wahl aller Präsidien und aller Kommissionsmitglieder fand
dann am 10. Dezember statt. 
In der Tat waren die SVP und die FDP in sechs (WAK-NR, SPK-NR, KVF-NR, SiK-NR, RK-
NR, FK-NR) der elf Nationalratskommissionen in der Mehrheit und konnten so
politischen Geschäften von Beginn weg ihren Stempel aufdrücken. Insbesondere die
WAK, in der als Schnittstelle Geschäfte aus allen Bereichen behandelt werden, wird als
wichtig erachtet.
Die SVP wird für die nächsten beiden Jahre die KVF-NR, die SPK-NR, die GPK-NR, die
APK-NR und die WBK-NR präsidieren. Die SiK-NR und die SGK-NR werden von der FDP
und die Urek-NR von der CVP geleitet. Die SP wird der WAK-NR, der FK-NR und der RK-
NR vorstehen. Dies war für Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) wichtig, da sie mit
dem zu erwartenden Präsidiumssitz in der WAK auch ihren persönlichen Wahlkampf
befeuert hatte. 
Die Zuteilung der einzelnen Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu den
Kommissionen sei eine der undankbarsten Aufgaben eines Fraktionschefs, zitierte die
BaZ SP-Sprecher Michael Sorg. Normalerweise müssen neu gewählte
Parlamentsmitglieder warten, bis sie in ihre Wunsch-Kommission einsitzen können.
Dies war nicht der Fall für Roger Köppel (svp, ZH), der in die APK gewählt wurde, und
auch nicht für Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die auf Anhieb in der
prestigeträchtigen WAK sitzen wird. Auch Neo-Nationalrat Tim Guldimann (sp, ZH)
durfte in seiner Wunschkommission, der APK, Einsitz nehmen. 5

ANDERES
DATUM: 10.12.2015
MARC BÜHLMANN

In der seit der "Kasachstan-Affäre" sehr virulenten Diskussion ums Lobbying, brachte
Kathrin Bertschy (glp, BE) ein neues Argument ein: Die Interessenvertretung in den
Kommissionen durch die Parlamentsmitglieder selber. Diese sei freilich gewollt, aber
wenn es bei der vertraulichen Vorberatung von wichtigen Geschäften in den
Kommissionen zu einer Vertretung von direkten finanziellen Eigeninteressen komme,
dann sei der Bogen überspannt. Für einen solchen Fall forderte die Berner Grünliberale
eine Ausstandspflicht für Kommissionsmitglieder. Als Beispiel führte sie den Landwirt

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN
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an, der in der Kommission weder über die Ausgestaltung noch über die Höhe von
Direktzahlungen, die er selber ja auch erhalte, mitberaten dürfe. 
Die Mehrheit der SPK-NR erachtete es als schwierig, gerechte Massstäbe für eine solche
Ausstandsregelung zu finden. Sie stellte die rhetorische Frage ob ein Hersteller von
Solarpanels bei der Diskussion um die Energiewende, oder ein Rentner bei der
Vorberatung von Geschäften zur Altersrente, oder ein Skilehrer bei der Beratung zur
Förderung des Tourismus ebenfalls in den Ausstand treten müsste. Es sei schwierig hier
Grenzen zu ziehen und deshalb müsse man weiterhin auf eine gute und repräsentative
Besetzung der Kommissionen, die in der Verantwortung der Fraktionen liege, zählen.
Erst wenn diese Selbstregulierung nicht mehr funktioniere, müsse man sich über Regeln
Gedanken machen. 
In der Ratsdebatte versuchte eine Minderheit vergeblich, den Unterschied zwischen
Interessenvertretung und Vertretung von Eigeninteressen deutlich zu machen. Auch die
Nennung der konkreten Beispiele aus der letzten Legislatur vermochte die
Ratsmehrheit nicht umzustimmen. Die Vertreterin der Kommissionsminderheit und
Parteikollegin der Initiantin – Tiana Angelina Moser (glp, ZH) – erwähnte etwa die
Agrarreform 2014-2017 oder die Beratung des Alkoholgesetzes, das von einer
Jugendschutzvorlage zu "einem Schnapssubventionsgesetz mutiert" sei. Die
Volksvertreterinnen und -vertreter wollten aber von einer Ausstandspflicht nichts
wissen und versenkten das Anliegen mit 118 zu 64 Stimmen bei 12 Enthaltungen. Die GLP
wurde von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und GP unterstützt. 6

Eigentlich ist im Parlamentsgesetz (Art. 47) geregelt, dass vertraulich sei, was
parlamentarische Kommissionen beraten. Allerdings wird diese Regel wohl ziemlich
häufig verletzt, da Verbände oder Fraktionsangehörige, aber auch
Medienvertreterinnen und -vertreter häufig Informationen über Kommissionssitzungen
erhalten dürften. Geben die Medien diese Informationen preis, kann dies für sie selber
allerdings rechtliche Folgen haben. In der Tat war 2016 ein Journalist der Basler Zeitung
von der Bundesanwaltschaft per Strafbefehl zu einer Geldbusse von CHF 300 verurteilt
worden, weil er in seinem Zeitungsbeitrag detaillierte Diskussionspunkte und
Abstimmungen der RK-NR im Vorfeld der Beratungen zum Geldspielgesetz aufgelistet
hatte. Zwar war im damaligen Verfahren nicht klar geworden, woher die Informationen
stammten, der Medienschaffende wurde aber wegen Publikation geheimer
Informationen bestraft (StGB Art. 293). Dies blühte auch einem Blick-Journalisten, der
Anfang Mai von einer Sitzung der RK-NR zur Aktienrechtsreform berichtete, bei welcher
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) den Raum verlassen habe. Die Gründe für diesen «Eklat im
Bundeshaus», wie der Blick titelte, wurden sehr detailliert, mit Nennung der Personen
und ihren Aussagen während der Sitzung ausgeführt. Zahlreiche Medien, darunter gar
ein deutsches Nachrichtenportal, nahmen den Ball auf. Es sei zum Eklat gekommen,
weil Vogt nicht der gleichen Meinung gewesen sei wie seine Partei und die SP ihm
vorgeworfen habe, als Kommissionssprecher – Vogt wäre dafür vorgesehen gewesen –
nicht glaubwürdig zu sein. Die verbalen Angriffe gegen den Zürcher seien sehr heftig
gewesen. Ende Mai reichte die RK-NR bei der Bundesanwaltschaft Strafanzeige gegen
unbekannt wegen Verletzung des Kommissionsgeheimnisses ein. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.05.2018
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Nebst den vom Bundesrat und der Bundesanwaltschaft eingeleiteten Untersuchungen
führte der Rücktritt von Bundesrätin Kopp zur Einsetzung einer parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) durch die Bundesversammlung. Es war nach der
Untersuchung der Kostenüberschreitungen bei der Mirage-Beschaffung 1964 erst das
zweite Mal, dass das Parlament eine parlamentarische Untersuchungskommission
einsetzte. Gestützt auf die gesetzlichen Grundlagen, die das Parlament im Nachgang an
die Untersuchung der Mirage-Affäre geschaffen hatte (Geschäftsverkehrsgesetz Art. 53
ff.), ist eine PUK mit bedeutend mehr Kompetenzen ausgestattet als die ständigen
Geschäftsprüfungskommissionen. Insbesondere kann sie Beamte und übrige
Auskunftspersonen als Zeugen vernehmen und Einsicht in alle Akten der
Bundesverwaltung nehmen.
Die vier Regierungsparteien machten sich die ursprünglich von der SP und der GPS
vorgebrachte Forderung nach einer Sonderabklärung zu eigen und beantragten dem
Parlament die Einsetzung einer PUK. Diese sollte nicht nur die Umstände der Demission
von alt-Bundesrätin Kopp, sondern auch ihre Amtsführung und Vorwürfe gegen das
EJPD im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Drogenhandels und der
Geldwäscherei unter die Lupe nehmen. Die beiden Kammern stimmten im Rahmen

BERICHT
DATUM: 31.01.1989
HANS HIRTER
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einer Sondersession am 31. Januar der Einsetzung einer aus je sieben National- und
Ständeräten gebildeten PUK zu. Der Vorsitz über die nationalrätliche Unterkommission,
und damit auch über die gesamte PUK, wurde – nach einigem parteipolitischem
Gerangel – dem Sozialdemokraten Moritz Leuenberger (ZH) übertragen. 8

Die Staatspolitischen Kommissionen (SPK) beider Parlamentskammern möchten die
Totalrevision der Bundesverfassung nutzen, um auch die Beziehungen zwischen
Regierung und Parlament teilweise neu zu ordnen. Ihr am 6. März verabschiedeter
Zusatzbericht schlägt gewisse Kompetenzverschiebungen zugunsten der
Bundesversammlung sowie einige Neuerungen bei der Organisation der
parlamentarischen Arbeit vor. Die wohl bedeutendste der beantragten
Kompetenzverschiebungen betrifft die Aussenpolitik. Hier soll in Zukunft nicht mehr
die Regierung, sondern das Parlament die wichtigen Zielsetzungen beschliessen. Im
weiteren soll die bereits bestehende Praxis, dass das Parlament über wichtige
Bundesprojekte entscheiden und bei der allgemeinen politischen Planung mitwirken
kann, verfassungsmässig abgesichert werden. Mehr Mitwirkungsrechte sieht der
Entwurf auch beim Erlass von Verordnungen vor. Das Parlament soll das Recht
erhalten, das vom Bundesrat dabei anzuwendende Verfahren gesetzlich vorzugeben.
Verordnungen, die sich nicht auf Gesetze, sondern direkt auf den Verfassungsauftrag
(Schutz der Landesinteressen sowie der inneren und äusseren Sicherheit) stützen,
müssten gemäss Kommissionsentwurf nachträglich vom Parlament genehmigt werden.
Als weitere Neuerung schlugen die Kommissionen vor, die in den beiden Räten nicht
gleich gehandhabte Anwendung der verbindlichen Aufträge an den Bundesrat in der
Form von Motionen zu klären. Bisher hatte der Bundesrat oft Motionen aus formellen
Gründen als sogenannt unechte Motionen bekämpft, weil sie seine eigenen oder an ihn
delegierte Kompetenzbereiche betrafen. Der Ständerat hatte für diese Fälle 1986
anstelle der Motion das Instrument der Empfehlung eingeführt, sich in der Praxis
allerdings nicht immer daran gehalten. Neu soll nun – als Alternative oder als Ergänzung
zur Motion – das neue Instrument des Auftrags geschaffen werden. Für den
Kompetenzbereich des Parlaments wäre ein derartiger Auftrag wie die bisherigen
Motionen verbindlich; für den Kompetenzbereich der Regierung oder an sie delegierte
Bereiche käme ihm der Charakter einer Richtlinie zu. Für Leistungsaufträge im Rahmen
der Verwaltungsführung nach den Prinzipien des NPM hat das Parlament diese
Neuerung im Berichtsjahr bereits eingeführt.

Im Bereich der Parlamentsorganisation sieht der Entwurf vor, dass die Ratspräsidien
durch die Wahl eines zweiten Vizepräsidenten gestärkt, und die Parlamentsdienste
vollständig, das heisst auch administrativ, der Bundesversammlung unterstellt werden.
Die parlamentarischen Kommissionen sollen aufgewertet werden, indem ihnen gewisse
Entscheidkompetenzen übertragen werden. Gedacht wird dabei an Beschlüsse im
Zusammenhang mit der administrativen Parlamentsorganisation, aber auch der
parlamentarischen Oberaufsicht (z.B. Genehmigung des Geschäftsberichtes), hingegen
nicht an die Gesetzgebung.

Schliesslich nahm der Vorschlag der SPK auch zwei alte Anliegen auf: Erstens sollen die
Wählbarkeitskriterien für die Bundesversammlung flexibler und für beide Räte gleich
gestaltet werden. In Zukunft soll nur noch Personen, die an den
Entscheidungsprozessen der Regierung beteiligt sind, die Ausübung eines
Parlamentsmandats verwehrt sein. Die generelle Inkompatibilität eines
Nationalratsmandats mit einer Bundesbeamtenstelle – und auch mit einem geistlichen
Amt – würde damit aufgehoben. Zweitens möchte die Reform eine Ombudsstelle für
den Verkehr der Bürger mit der Verwaltung schaffen. Ein entsprechender Vorstoss war
1994 vom Nationalrat als überflüssig abgelehnt worden. 9

BERICHT
DATUM: 06.03.1997
HANS HIRTER

Die ständerätliche Verfassungskommission hielt sich an diesen Ratschlag des
Bundesrates. Die nationalrätliche Kommission erachtete hingegen dieses Tempo als
ungenügend und nahm mit Ausnahme der gesetzlichen Regelung des Verfahrens beim
Erlass von Verordnungen alle oben erwähnten Vorschläge der SPK bereits in ihren
Beschluss über die Verfassungsnachführung auf. 10

BERICHT
DATUM: 21.11.1997
HANS HIRTER
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Mit zwei Motionen versuchte Nationalrat Mugny (gp, GE), die Position der kleinen
Fraktionen bei der Zuteilung von Sitzen in den parlamentarischen Kommissionen und
in der Finanzdelegation (00.3238) (wo zur Zeit nur die vier grossen Fraktionen vertreten
sind) zu verbessern. Zudem verlangte er, die Sitzzahl der Kommissionen derart zu
erhöhen, dass jedes Parlamentsmitglied auch in mindestens einer Kommission Einsitz
nehmen kann. Die Ratsmehrheit verwies darauf, dass zum Erreichen dieser Ziele von
der bisherigen proportionalen Zuteilung der Sitze gemäss Fraktionsstärke abgewichen
oder die Kommissionen massiv vergrössert werden müssten und lehnte beide Vorstösse
ab. 11

MOTION
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

Mit der Überweisung einer Motion der LP-Fraktion beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit einem Ausbau der Übersetzungsdienste zwecks einer effektiven
Gleichstellung der drei Amtssprachen bei den Arbeiten der parlamentarischen
Kommissionen. Dabei ging es den Motionären nicht um die Einführung einer
Simultanübersetzung bei den Verhandlungen, sondern um die rechtzeitige
Bereitstellung aller schriftlichen Unterlagen in den drei Amtssprachen. Der Ständerat
hiess dieses Anliegen ebenfalls gut, wandelte aber den Vorstoss aus formalen Gründen
in eine Empfehlung um. 12

MOTION
DATUM: 14.12.2000
HANS HIRTER

Bei der Untersuchung von politischen Affären in der Bundesverwaltung (z.B. Fall
Bellasi, Kontakte zum früheren Regime in Südafrika) durch Delegationen der GPK hatte
sich gezeigt, dass parallel dazu laufende administrativ- und personalrechtliche
Untersuchungen zu Doppelspurigkeiten, Behinderungen und auch zu Fehlern in der
Informationspolitik gegenüber der Öffentlichkeit führen können. Die GPK-SR schlug
deshalb mit einer parlamentarischen Initiative vor, in solchen Fällen den Arbeiten der
Kommissionsdelegationen Priorität einzuräumen und ihnen das Recht zu erteilen, die
administrativ- und personalrechtlichen Untersuchungen wenn nötig zu unterbrechen.
Dies würde auch den bereits geltenden Regelungen für parlamentarische
Untersuchungskommissionen (PUK) entsprechen. Der Bundesrat hatte keine
grundsätzlichen Einwände gegen diese Vorschläge und das Parlament hiess sie gut.  13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2004
HANS HIRTER

Das Büro des Nationalrats beantragte mit einer parlamentarischen Initiative, die
rechtlichen Voraussetzungen für den elektronischen Versand von vertraulichen
Kommissionsunterlagen zu schaffen. Diese Akten werden damit im Intranet für
Berechtigte zugänglich. Beide Parlamentskammern hiessen die Neuerung in der
Herbstsession gut. Damit sind rechtlich auch die wichtigsten Voraussetzungen für die
Umsetzung der von einer Motion Noser (fdp, ZH) (06.3313) geforderten vollständig
elektronischen Führung aller schriftlichen Verhandlungsunterlagen sowohl in den
Kommissionen als auch im Plenum geschaffen. Diese Motion fand zwar Anerkennung
durch das Ratsbüro, wurde aber nicht überwiesen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Auf Antrag seiner Staatspolitischen Kommission lehnte der Nationalrat mit 106 zu 56
Stimmen eine parlamentarische Initiative der SVP ab, welche die Veröffentlichung der
Sitzungsprotokolle der vorberatenden Kommissionen verlangte. Während Mörgeli (svp,
ZH) argumentierte, dass die Bürgerinnen und Bürger damit das Verhalten der von ihnen
Gewählten besser kontrollieren könnten, befürchtete eine Mehrheit der SPK davon
negative Auswirkungen auf die Parlamentsarbeit. Insbesondere würde damit der
Spielraum der Parlamentsmitglieder eingeschränkt und die Suche nach
mehrheitsfähigen Kompromissen erschwert. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2008
HANS HIRTER

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession dem Beispiel des Ständerats und löste – in
Folge einer parlamentarischen Initiative Rutschmann (svp, ZH) – seine Kommission für
öffentliche Bauten auf. Die kleine Kammer hatte diesen Schritt bereits 2008
vollzogen. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Da die Informationspolitik des Bundesrats gegenüber den
Geschäftsprüfungskommissionen in verschiedenen Fällen teilweise sehr restriktiv
gewesen sei, legte die GPK-SR 2010 in Form einer parlamentarischen Initiative einen
Gesetzesentwurf vor, der für die GPK einen erleichterten Zugang zu
Regierungsdokumenten sichern soll. Beide GPK begründeten den Vorstoss damit, dass
ihre Tätigkeit nicht adäquat ausgeführt werden könne, wenn die Regierung zunehmend
Akten entweder gar nicht oder nur nach zähen Verhandlungen zur Verfügung stelle. Der
Bundesrat wehrte sich gegen dieses Anliegen und stützte sich dabei auf Artikel 153
Absatz 4 des Parlamentsgesetzes, der regelt, dass Unterlagen, die der bundesrätlichen
Entscheidungsfindung dienen, geheim bleiben (ausgenommen für eine
Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK)). Zwar könne Einsicht in die
Anträge gegeben werden, Einsicht in die Mitberichtsverfahren oder gar in die
Sitzungsprotokolle, wie dies die GPK-Vorlage forderte, solle zugunsten des
Kollegialitätsprinzips jedoch verwehrt werden können und einer PUK oder der GPDel
vorbehalten bleiben. Die neue Gesetzesvorlage sieht jedoch nicht nur die Möglichkeit
auf Einsicht sondern auf Herausgabe der Dokumente an die Aufsichtskommissionen
vor, sondern verlangt, dass auch jene Personen auskunfts- und zeugnispflichtig sind,
die früher im Dienst des Bundes gestanden haben. Den Bedenken der Exekutive
schenkte die Legislative kein Gehör. Der Ständerat nahm die vom Nationalrat
geschaffenen Differenzen, die lediglich Details betrafen, diskussionslos an. In der
Schlussabstimmung herrschte in beiden Kammern Einstimmigkeit (42 zu 0 Stimmen
bzw. 187 zu 0 Stimmen). (Für die Kritik des Ständerates siehe auch die Debatte zum
Jahresbericht der GPK-SR (11.004).) 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
MARC BÜHLMANN

Eine Verschärfung der Kontrollinstrumente forderte eine parlamentarische Initiative
der SVP-Fraktion, die verlangte, dass über einen bis zum Ende der ersten
Sessionswoche eingereichten Vorstoss zur Einsetzung einer PUK zwingend in der
gleichen Session entschieden werden müsse. Die staatspolitische Kommission des
Nationalrats hatte der Initiative zuerst zugestimmt, nach dem wuchtigen Nein der
Schwesterkommission aus der kleinen Kammer dann aber umgeschwenkt. Die
ständerätliche Kommission hatte begründet, dass eine PUK keine Eile verlange, sondern
geduldige Analyse und dass die kurze Frist das bikamerale System vor zeitliche
Probleme stellen würde. Der Nationalrat folgte diesen Argumenten und gab der
Initiative mit 52 zu 110 Stimmen keine Folge. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.2011
MARC BÜHLMANN

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Thomas Minder (parteilos, SH) eine
Änderung des Parlamentsgesetzes, damit eine Veröffentlichung nicht-vertraulicher
Kommissionsunterlagen möglich wird. Beratungen von Kommissionen und die
Protokollierung derselben sind grundsätzlich vertraulich. Minder forderte, dass die
häufig zusätzlich zu den vertraulichen Dokumenten abgegebenen, so genannten
sekundären Unterlagen (z.B. Gutachten, Statistiken, Zeitungsartikel, wissenschaftliche
Arbeiten) nicht mehr der Vertraulichkeit unterstellt werden. Die bestehende Regel
widerspreche der Logik: Was öffentlich zugänglich sei, könne nicht vertraulich werden.
Die SPK-SR begrüsste die Idee. Eine Klärung tue auch deshalb Not, weil unter
Parlamentarierinnen und Parlamentariern Unsicherheit herrsche, welche Dokumente
weitergegeben werden dürften und welche nicht. Einstimmig empfahl die Kommission,
der Initiative Minder Folge zu geben. Dem schloss sich die Schwesterkommission an:
Auch die SPK-NR gab dem Vorstoss einstimmig ihren Segen, sodass die ständerätliche
Kommission einen entsprechenden Erlass auszuarbeiten hat. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.01.2016
MARC BÜHLMANN

Die GPK-NR folgte dem Vorschlag ihres Präsidenten Rudolf Joder (svp, BE), der mit
einer parlamentarischen Initiative eine Stärkung der Geschäftsprüfungskommissionen
anstrebt. Die laufend grösser werdende Bundesverwaltung, aber auch verschiedene
Vorkommnisse – Joder erwähnte etwa die Korruptionsaffäre im Seco oder das
gescheiterte Informatikprojekt Insieme – zeigten, dass es dringend erforderlich sei, die
parlamentarische Oberaufsicht zu stärken. In der Medienmitteilung, in welcher sie ihre
Zustimmung bekannt gab, machte die GPK-NR konkrete Vorschläge: Die personellen
Ressourcen des GPK-Sekretariats und der parlamentarischen Verwaltungskontrolle
müssten aufgestockt werden; der Informationsaustausch zwischen GPK und
Finanzkontrolle müsse verstärkt und gesetzlich verankert werden; die Koordination
zwischen GPK und den Gremien der Finanzoberaufsicht müsse verbessert werden. Die
GPK-SR gab der Initiative im Februar 2016 Folge. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.02.2016
MARC BÜHLMANN
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Die parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH) zur Veröffentlichung nicht-
vertraulicher Kommissionsunterlagen war im September 2016 von der SPK-NR in eine
Sammelvorlage mit anderen parlamentarischen Initiativen aufgenommen worden.
Unmittelbar nachdem der Ständerat als Zweitrat in der Frühjahrssession 2018 über
eben diese Sammelvorlage beraten hatte, schrieb er den Vorstoss Minder ab. Die
Entscheidung, ob Kommissionsunterlagen künftig veröffentlicht werden oder nicht,
steht allerdings noch aus, da sich die beiden Kammern hier noch nicht einig waren. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2018
MARC BÜHLMANN

Beide GPKs hatten zwar der parlamentarischen Initiative Joder (svp, BE) «Stärkung der
Geschäftsprüfungskommissionen» bereits Anfang 2016 Folge gegeben, die
nationalrätliche Kommission habe aber, weil sie derart stark mit Kontrollen ausgelastet
gewesen sei, noch keine Zeit gefunden, einen Vorschlag für die Anpassung der
Rechtsgrundlagen auszuarbeiten. Mit ebendiesen Grundlagen soll ihre eigene
Oberaufsicht wirkungsvoller, schneller und effizienter werden. Den einstimmigen
Antrag der Kommission auf eine Verlängerung der Behandlungsfrist um zwei Jahre bis
zur Frühjahrssession 2020 hiess der Nationalrat in der Frühjahrssession 2018 gut. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2018
MARC BÜHLMANN

Die Büros der beiden Kammern spielen eine wichtige Rolle, wenn es um das Agenda-
Setting geht: Sie bestimmen das Sessionsprogramm und sind neben der Wahl der
einzelnen Kommissionspräsidien auch für die Zuweisung der verschiedenen Geschäfte
an die unterschiedlichen Kommissionen verantwortlich. Anders als die Sachbereichs-
und Spezialkommissionen sind die Büros nicht repräsentativ, also nicht gemäss
Fraktionsstärke zusammengesetzt, sondern setzen sich aus Funktionsträgerinnen und
-trägern zusammen. Konkret bilden jeweils der Präsident oder die Präsidentin eines
Rats, die ersten und zweiten Vizepräsidentinnen oder -präsidenten, vier
Stimmenzählende und alle Fraktionspräsidentinnen und -präsidenten das Büro. 2018
setzte sich das Büro-NR also aus je drei Mitgliedern der SVP-, der SP- und der FDP-
Fraktion, zwei der CVP-Fraktion und je einem aus der Grünen-, der GLP- und der BDP-
Fraktion zusammen. 
Diese Zusammensetzung des Büros-NR zu ändern, war nun Ziel einer
parlamentarischen Initiative von Thomas Aeschi (svp, ZG). Der Zuger begründete seinen
Vorstoss damit, dass sich das Büro nicht nur um organisatorische Belange kümmere,
sondern legislativ zu wirken beginne. Er verwies auf eine parlamentarische Initiative des
Büros-NR selber, mit der verschiedene Vorstösse für eine Neuregelung der Bezüge der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier zusammengefasst werden sollten. Nachdem
diese Büro-Initiative von der Schwesterkommission abgelehnt worden war, hatte das
Büro-NR sein eigenes Anliegen zurückgezogen. 

Das Büro-NR beschäftigte sich Anfang November 2018 mit dem Anliegen und
beantragte mit 10 zu 3 Stimmen der Initiative keine Folge zu geben – einzig die drei
Mitglieder der SVP-Fraktion stellten den Antrag auf Folgegeben. Die Mehrheit
betrachtete den Vorstoss laut Kommissionsbericht als «unnötig und untauglich». Zwar
schwanke der Anteil der Fraktionen aufgrund der unterschiedlichen und sich
verändernden Zusammensetzung, dies sei aber bisher nie ein Problem gewesen und
habe eine adäquate Arbeitsweise erlaubt. Die Forderung nach einer repräsentativen
Zusammensetzung – so die Erwägungen des Büros weiter –  sei zudem nur umsetzbar,
wenn die Anzahl Mitglieder des Büros erhöht werden würde. Dies würde aber die Arbeit
des Gremiums erschweren, weil Diskussionen unnötig verlängert würden. Der Vorstoss
gelangte in der Folge in die grosse Kammer. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2018
MARC BÜHLMANN
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